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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

die Corona-Pandemie stellt Menschen hierzulande und 

weltweit vor enorme Herausforderungen. Viele von uns 

sorgen sich um die eigene Zukunft sowie die der Familie 

und Freunde. Klar ist, dass der Schutz der Gesundheit aller 

sowie die der vulnerablen Menschen im Besonderen an 

erster Stelle stehen muss. Deshalb haben die Regierungen 

von Bund und Ländern zuletzt zahlreiche Maßnahmen zur 

Eindämmung des Virus beschlossen. In wenigen Tagen 

werden wir erste Hinweise zur Wirksamkeit dieser erhalten 

und ggf. nachsteuern können. 

 

Die Gesundheit hat für uns stehts Vorrang. Doch bereits 

jetzt gilt es Arbeitsplätze und Unternehmen zu schützen. 

Um den Arbeitnehmern, Selbstständigen und Unter-

nehmern einige ihrer Sorgen zu nehmen, hat der 

Bundestag ein historisches Finanzpaket von 156 Mrd. Euro 

geschnürt und am Mittwoch in Rekordzeit verabschiedet. 

Dieses umfasst zahlreiche Maßnahmen, die auf die 

Bedürfnisse der verschiedenen Unternehmensgruppen 

maßgeschneidert sind. Bereits ab kommender Woche 

werden erste Unterstützungen geleistet werden. Die 

Regierung sowie der Deutsche Bundestag beweisen somit 

handlungsstärke und die Fähigkeit, in Krisenzeiten eng 

zueinanderzustehen. 

 

Mein herzlicher Dank gilt den Helden des Alltags, die in 

unserem Gesundheitssystem, in den Supermärkten, bei 

der Polizei, der Müllabfuhr und all den anderen Bereichen 

des öffentlichen Lebens derzeit Herausragendes leisten. 

Auch jenen, die nun zu Hause besondere Verantwortungen 

übernehmen, danke ich. Es kommt jetzt auf jeden und jede 

an. Befolgen Sie die Anordnungen und meiden Sie 

Kontakte.  

 

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien kreative Ideen zur 

Gestaltung des außergewöhnlichen Alltags und ein 

schönes Wochenende. Bitte bleiben Sie gesund! 
 

Ihre    
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CORONA-PANDEMIE 

SCHUTZSCHILD FÜR 
DEUTSCHLAND 
 

Unterstützung für Beschäftigte, Fami-

lien, Selbständige und Unternehmen 

Der Bundestag hat weitreichende Maß-

nahmen beschlossen, um die Gesundheit 

der Bürgerinnen und Bürger zu schützen, 

die Auswirkungen der Corona-Pandemie 

auf Arbeitsplätze und Wirtschaft zu be-

grenzen und Menschen vor sozialen Not-

lagen zu bewahren. 

Das Coronavirus stellt unser Land vor die 

größte Herausforderung seit vielen Jahr-

zehnten. Die SPD-Fraktion sorgt dafür, 

dass der Staat den Menschen in dieser 

Krise als starker Partner zur Seite steht. 

Jeder Arbeitsplatz, der verloren geht, und 

jeder Betrieb, der bankrottgeht, ist einer zu 

viel. Mit einem milliardenschweren Maß-

nahmenpaket werden deshalb Kranken-

häuser, Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer, Familien mit Kindern, Mieterinnen 

und Mieter, Freiberufler, Soloselbständige, 

Kleinstbetriebe, mittelständische und 

große Unternehmen unterstützt. 

Sicherung von Arbeitsplätzen 

Es wird ein Schutzschirm für Arbeitsplätze 

gespannt: Wenn Unternehmen Arbeits-

ausfälle haben, können sie jetzt leichter 

Kurzarbeitergeld beantragen, statt die Be-

schäftigten zu entlassen. Das hatte der 

Bundestag bereits in der vorletzten Woche 

beschlossen. 

Kurzarbeitergeld kann demnach bereits 

gezahlt werden, wenn zehn Prozent der 

Beschäftigten eines Betriebes von Arbeits-

ausfall betroffen sind – und nicht wie sonst 

ein Drittel. Anders als bisher wird in Betrie-

ben teilweise oder vollständig auf den Auf-

bau negativer Arbeitszeitsalden verzichtet. 

Erstmals kann Kurzarbeitergeld auch für 

Beschäftigte in Leiharbeit gezahlt werden. 

Die Bundesagentur für Arbeit erstattet die 

Sozialversicherungsbeiträge komplett. 

Zusätzlich wird es nun ermöglicht, dass 

Beschäftigte in Kurzarbeit in Bereichen 

aushelfen können, die notwendig sind, um 

die Infrastruktur und Versorgung aufrecht-

zuerhalten. Zuverdienste werden bis zur 

Höhe des vorherigen Einkommens gestat-

tet. Das Kurzarbeitergeld kann rückwir-

kend zum 1. März 2020 ausgezahlt wer-

den. Das sichert Arbeitsplätze, auch in der 

mittelständischen Wirtschaft. 

Hilfen für Eltern und Familien 

Wer wegen Schul- oder Kitaschließung 

seine Kinder betreuen muss und nicht zur 

Arbeit kann, wird gegen übermäßige Ein-

kommenseinbußen abgesichert. Das wird 

im Infektionsschutzgesetz geregelt. Befris-

tet bis zum Ende der Schulschließung, 

aber längstens für sechs Wochen, werden 

nicht mehr nur direkt von der Krankheit Be-

troffene abgesichert, sondern auch er-

werbstätige Eltern, die mit den Folgen der 

ausfallenden Betreuung klarkommen müs-

sen und Lohnausfälle aufgrund der Kinder-

betreuung im Pandemie-Fall haben. 

Wenn erwerbstätige Eltern Kinder unter 12 

Jahren zu betreuen haben, weil eine Be-

treuung anderweitig nicht sichergestellt 

werden kann, erhalten sie weiter Geld vom 

Arbeitgeber, das diesem wiederum in 

Höhe des Kurzarbeitergeldes (in der Regel 

67 Prozent des Bruttoeinkommens) von 

den zuständigen Behörden ersetzt wird. 

So werden Familien vor übermäßigen Ein-

kommenseinbußen geschützt.  

Außerdem wird der Zugang zum Kinderzu-

schlag vereinfacht, um Familien schnell zu 

helfen, die wegen der Krise Einkommens-

ausfälle haben. Mit dem Kinderzuschlag 

werden Eltern unterstützt, wenn das Ein-

kommen zwar für den eigenen Lebensun-

terhalt, aber nicht für den der gesamten 

Familie reicht. Bei Neuanträgen wird nun 
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vorübergehend nur das letzte Monatsein-

kommen geprüft – statt wie sonst das Ein-

kommen der vergangenen sechs Monate. 

Damit sollen die Folgen von Lohneinbußen 

oder Arbeitslosigkeit abgemildert und so-

wohl Beschäftigte als auch selbständige 

Eltern erreicht werden. 

Stabilisierung von Unternehmen 

Um die Volkswirtschaft zu stabilisieren und 

Arbeitsplätze zu sichern, wird ein Wirt-

schaftsstabilisierungsfonds errichtet. Die 

Maßnahmen ergänzen die bereits geplan-

ten Sonderprogramme der Kreditanstalt 

für Wiederaufbau (KfW). 

Der Fonds umfasst mehrere Instrumente. 

100 Milliarden Euro sind für so genannte 

Rekapitalisierungsmaßnahmen zur Kapi-

talstärkung vorgesehen. Das bedeutet, 

dass sich der WSF beispielsweise direkt 

an in Not geratenen Unternehmen beteili-

gen kann, um die Zahlungsfähigkeit dieser 

Unternehmen sicherzustellen. Das Instru-

ment baut auf den Erfahrungen aus der Fi-

nanzmarktkrise von 2008 auf. Eine effek-

tive öffentliche Kontrolle der Mittelverwen-

dung wird sichergestellt. Weiterhin sollen 

staatliche Garantien von bis zu 400 Milliar-

den Euro Unternehmen dabei helfen, am 

Kapitalmarkt Geld zu bekommen. Die 

SPD-Fraktion hat im parlamentarischen 

Verfahren dafür gesorgt, dass davon auch 

mehr Startups ab einer bestimmten Größe 

profitieren können. Außerdem werden mit 

Krediten von bis zu 100 Milliarden Euro die 

bestehenden Sonderprogramme der Kre-

ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) refinan-

ziert. Zur Finanzierung dieser Maßnahmen 

wird der Bund je nach Bedarf zusätzliche 

Kredite aufnehmen. 

Um gerade auch kleinere und mittelständi-

sche Unternehmen dabei zu unterstützen, 

liquide zu bleiben und Arbeitsplätze zu er-

halten, hatte die Bundesregierung bereits 

in der vorletzten Woche mehrere Maßnah-

men beschlossen. So wird es Unterneh-

men ermöglicht, ihre Steuerschulden erst 

später zu bezahlen und Steuervorauszah-

lungen zu senken. Um die Versorgung mit 

Liquidität zu verbessern, werden außer-

dem bestehende Programme für Liquidi-

tätshilfen deutlich ausgeweitet und zusätz-

liche Sonderprogramme bei der KfW auf-

gelegt. 

Soforthilfen für Soloselbständige und 

Kleinstunternehmen 

Soloselbständige, Freiberufler und Klein-

stunternehmen werden durch Soforthilfen 

unterstützt. Die Kreditprogramme zur Si-

cherstellung der Liquidität greifen bei 

ihnen oft nicht. Häufig verfügen sie über 

keine Sicherheiten oder weitere Einnah-

men, müssen aber trotz möglicher Um-

satzeinbußen weiterhin ihre laufenden Be-

triebskosten wie Mieten oder Leasingraten 

finanzieren.  

Um ihre wirtschaftliche Existenz zu si-

chern, erhalten Soloselbständige, Freibe-

rufler und Kleinstunternehmen eine finan-

zielle Soforthilfe, wenn sie infolge der 

Corona-Krise in wirtschaftliche Schwierig-

keiten geraten. Die Soforthilfe beträgt bis 

zu 9.000 Euro Einmalzahlung für drei Mo-

nate bei bis zu fünf Beschäftigten. Bei bis 

zu zehn Beschäftigten sind es bis zu 

15.000 Euro. Die Abwicklung soll elektro-

nisch über die Länder erfolgen. Das Pro-

gramm hat ein Volumen von 50 Mrd. Euro. 

Schutz vor Insolvenzen 

Außerdem wird die Fortführung von Unter-

nehmen ermöglicht und erleichtert, die in-

folge der Corona-Pandemie in wirtschaftli-

che Schwierigkeiten kommen oder insol-

vent geworden sind. Für diese Fälle wird 

die Insolvenzantragspflicht bis zum 30. 

September 2020 ausgesetzt. Zudem wer-

den Anreize geschaffen, den betroffenen 

Unternehmen neue Liquidität zuzuführen 

und die Geschäftsbeziehungen zu diesen 

aufrecht zu erhalten. Für einen dreimona-

tigen Übergangszeitraum wird flankierend 

das Recht der Gläubiger eingeschränkt, 
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die Eröffnung von Insolvenzverfahren zu 

beantragen. 

Schutz von Mieterinnen und Mietern 

Niemand soll wegen der Corona-Krise 

seine Wohnung verlieren, niemandem soll 

wegen krisenbedingter Zahlungsschwie-

rigkeiten der Strom oder das Gas abge-

stellt werden. 

Wer wegen der Corona-Krise Schwierig-

keiten bekommt, die Miete oder Leistun-

gen der Grundversorgung wie Strom oder 

Gas zu bezahlen, bekommt einen Auf-

schub gewährt. Das gilt für private Ver-

braucherinnen und Verbraucher ebenso 

wie für Kleinstunternehmen. 

So wird für Mietverhältnisse das Recht der 

Vermieter zur Kündigung von Mietverhält-

nissen eingeschränkt. Dies gilt sowohl für 

Wohn- als auch für Gewerberaummietver-

träge. Wegen Mietschulden aus dem Zeit-

raum vom 1. April 2020 bis 30. Juni 2020 

dürfen Vermieter das Mietverhältnis nicht 

kündigen, sofern die Mietschulden auf den 

Auswirkungen der Corona-Pandemie be-

ruhen. Die Verpflichtung der Mieter zur 

Zahlung der Miete bleibt dabei grundsätz-

lich bestehen. 

Außerdem wird geregelt, dass Verbrau-

cherinnen und Verbraucher sowie Klein-

stunternehmen nicht von der Grundversor-

gung abgeschnitten werden, wenn sie we-

gen der Corona-Krise in Zahlungsschwie-

rigkeiten kommen. 

Vereinfachter Zugang zur Grundsiche-

rung 

Menschen, denen durch die jetzige Krise 

allmählich das Einkommen oder die wirt-

schaftliche Existenz wegbricht, sollen mit 

ihren Familien nicht fürchten müssen, mit-

tellos dazustehen. Deswegen wird der Zu-

gang zu Leistungen der Grundsicherung 

vereinfacht. 

 

Wer zwischen dem 1. März und dem 30. 

Juni 2020 einen Antrag auf Leistungen der 

Grundsicherung stellt und dabei erklärt, 

über kein erhebliches Vermögen zu verfü-

gen, erhält SGB-II-Leistungen (u. a. ALG 

II). Erst nach dem Ablauf von sechs Mona-

ten gelten wieder die üblichen Vorschrif-

ten. Auch Folgeanträge werden unbüro-

kratisch für sechs Monate weiterbewilligt. 

Außerdem werden die Ausgaben für Woh-

nung und Heizung in den ersten zwölf Mo-

naten des Grundsicherungsbezugs in tat-

sächlicher Höhe anerkannt. Niemand, der 

zwischen dem 1. März und dem 30. Juni 

2020 einen Antrag auf Grundsicherung 

stellt, soll deswegen umziehen müssen. 

Stärkung von Krankenhäusern 

Der Bundestag hat einen Schutzschirm für 

Krankenhäuser, Ärzte und Pflege be-

schlossen. Sie tragen die Hauptlast in der 

Krise und können sich darauf verlassen, 

dass der Schutzschirm sie durch die Krise 

trägt. Mit dem Gesetz wird dafür gesorgt, 

dass den Krankenhäusern zusätzliche Mit-

tel für die Beschaffung von Schutzausrüs-

tung zur Verfügung gestellt werden. Au-

ßerdem erhalten sie für jedes zusätzliche 

Intensivbett mit Beatmungsgerät 50.000 

Euro. Krankenhäuser, die Operationen 

verschieben, um Betten für Corona-Fälle 

frei zu machen, erhalten dafür einen finan-

ziellen Ausgleich aus dem Bundeshaus-

halt. Damit die Krankenhäuser alles tun 

können, um die Pflegekräfte bei der Be-

handlung von Infektionsfällen zu unterstüt-

zen und zu entlasten, bekommen sie 

ebenfalls zusätzliche Mittel. 

Auch Rehabilitationskliniken können in der 

Krise bei der Versorgung von Coronafällen 

mithelfen und erhalten die notwendige Un-

terstützung. Für leerstehende Betten be-

kommen sie einen Ausgleich. Insgesamt 

wird mit rund 10 Mrd. Euro an zusätzlichen 

Mitteln und Entlastungen für die Kranken-

häuser gerechnet. 
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Ärzten und Psychotherapeuten werden 

drohende Einnahmeausfälle erstattet, 

wenn ihre Patientenzahlen zurückgehen. 

Die Pflegekräfte werden von Begutachtun-

gen, Qualitätsprüfungen und Beratungs-

einsätzen entlastet, um die Infektionsge-

fahr zu verringern. Pflegeeinrichtungen er-

halten die Sicherheit, durch die Epidemie 

bedingte finanzielle Mehrausgaben oder 

Mindereinnahmen über die Pflegeversi-

cherung erstattet zu bekommen. 

Zum 30. Juni werden die Auswirkungen 

der Corona-Krise auf die Krankenhäuser 

durch einen Beirat überprüft. Sollte sich 

zeigen, dass weitere Hilfen benötigt wer-

den, wird die SPD-Fraktion unverzüglich 

handeln. 

Einsatz der sozialen Dienste 

Die SPD-Fraktion sorgt dafür, dass die so-

zialen Dienstleister und Einrichtungen jetzt 

dort eingesetzt werden, wo sie am drin-

gendsten gebraucht werden – bei der Hilfe 

für Menschen, die vom Coronavirus betrof-

fen sind. Die sozialen Dienstleister und 

Einrichtungen werden alles in ihrer Macht 

Stehende tun, um bei der Bewältigung der 

Corona-Krise mitzuhelfen. Sie werden da-

für mit finanziellen Hilfen weiter gesichert. 

Personal zur Aufrechterhaltung von Ge-

sundheitsdienst und Infrastruktur 

Es wird pragmatisch sichergestellt, dass 

Menschen, die in dieser schwierigen Zeit 

dabei helfen wollen, unser Gesundheits-

system, die Infrastruktur, die öffentliche 

Ordnung und Versorgung aufrechtzuerhal-

ten, auch helfen können, ohne einen 

Nachteil davon zu haben. Deshalb wird es 

Menschen in Rente oder Saisonarbeit, vor 

allem in der Landwirtschaft, unbürokra-

tisch möglich gemacht, mit anzupacken. 

Dafür wird ein höherer Hinzuverdienst bei 

der Rente ermöglicht. Außerdem wird der 

zeitliche Rahmen für kurzfristige Minijobs 

vorübergehend von jetzt 70 auf 115 Tage 

erweitert. 

Strafverfahrensrecht 

Die Schutzmaßnahmen im Zuge der 

Corona-Pandemie betreffen auch die Ge-

richte und Staatsanwaltschaften. Vor allem 

für strafgerichtliche Hauptverhandlungen 

ist absehbar, dass die gesetzlich vorgese-

henen Möglichkeiten zur Hemmung der 

Unterbrechungsfristen bei strafgerichtli-

chen Hauptverhandlungen in § 229 Absatz 

3 der Strafprozessordnung nicht ausrei-

chend sind. Ziel der strafverfahrensrechtli-

chen Regelungsvorschläge ist es, durch 

einen zusätzlichen Hemmungstatbestand 

die Fortsetzung vieler durch die Pandemie 

unterbrochener Strafverfahren zu ermögli-

chen und so die Aussetzung und vollstän-

dige Neuverhandlung dieser Prozesse zu 

vermeiden. In das Einführungsgesetz zur 

Strafprozessordnung soll ein auf ein Jahr 

befristeter zusätzlicher Hemmungstatbe-

stand für die Unterbrechungsfrist einer 

strafgerichtlichen Hauptverhandlung ein-

gefügt werden. Dieser erlaubt es den Ge-

richten, die Hauptverhandlung für maximal 

drei Monate und zehn Tage zu unterbre-

chen, wenn diese aufgrund von Maßnah-

men zur Vermeidung der Verbreitung der 

Corona-Pandemie nicht durchgeführt wer-

den kann. 

Nachtragshaushalt 

Dank der soliden Finanzpolitik der vergan-

genen Jahre ist der Bund finanzpolitisch 

handlungsfähig. Um die Maßnahmen zur 

Bewältigung der Corona-Pandemie zu fi-

nanzieren, hat der Bundestag einen Nach-

tragshaushalt beschlossen.  

Die enormen Herausforderungen im Zu-

sammenhang mit der Pandemie machen 

Kredite in Höhe von rund 156 Mrd. Euro 

erforderlich. Damit wird die nach der 

Schuldenregel zulässige Obergrenze der 

Verschuldung deutlich um knapp 100 Mrd. 

Euro überschritten. Aus Sicht der Bundes-

regierung handelt es sich aber um eine au-

ßergewöhnliche Notsituation, die eine 

Überschreitung der Obergrenze gemäß 
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Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 erforderlich 

macht. Der Deutsche Bundestag hat dem 

am Mittwoch zugestimmt. 

SPD-Fraktion richtet Task Force zu so-

zialen Folgen der Corona-Pandemie 

ein 

Noch sind nicht alle Folgen der Corona-

Krise absehbar. Die Bekämpfung der Aus-

wirkungen des Virus erfordert auch in den 

kommenden Wochen und Monaten ent-

schiedenes Handeln, um die Gesundheit 

zu schützen, Existenzen zu sichern und 

Arbeitsplätze zu erhalten. Damit diese Ar-

beit weiterhin reibungslos gelingt, hat die 

SPD-Fraktion eine Task Force „Soziale 

Folgen der Corona-Pandemie“ eingerich-

tet. 

Gemeinsam mit den sozialdemokratischen 

Mitgliedern der Bundesregierung und dem 

SPD-Parteivorstand wird diese Task Force 

fortlaufend die aktuelle soziale Lage ana-

lysieren, Probleme identifizieren und 

schnelle und pragmatische Lösungen erar-

beiten. Sie tauscht sich dabei eng mit Län-

dern, Kommunen, Sozialpartnern und So-

zialverbänden aus. 

 

„WIR STEHEN ZUSAMMEN“ 
 

In einer vereinbarten Debatte hat der Bun-

destag am Mittwoch über die Maßnahmen 

zur Bewältigung der Corona-Krise beraten. 

„Wir erleben gegenwärtig eine Krise, die in 

der Geschichte der Bundesrepublik ohne 

Vorbild ist“, sagte Bundesfinanzminister 

Olaf Scholz (SPD) in der vereinbarten De-

batte im Bundestag. „Die Krise ist groß und 

sie ist zugleich eine schicksalhafte Her-

ausforderung für die ganze Menschheit.“ 

Sie zeige, wie verletzlich wir als Menschen 

seien. Olaf Scholz betonte: „Was wir jetzt 

brauchen, ist Solidarität.“ Es sei die ge-

meinsame Herausforderung der Weltge-

meinschaft, die Auswirkungen des 

Corona-Virus zu bekämpfen. Deshalb 

stehe Deutschland an der Seite seiner eu-

ropäischen Partner. „Wir stehen zusam-

men.“  

Olaf Scholz betonte, dass die Pandemie 

gleichzeitig auch eine nationale Herausfor-

derung sei. Wir müssten zeigen, dass frei-

heitliche Gesellschaften die innere Kraft 

besitzen, mit solchen besonderen Situatio-

nen umzugehen. „Wir schränken die Be-

wegungsfreiheiten ein, aber wir setzen da-

bei auf die aufgeklärte Einsicht der Bürge-

rinnen und Bürger. Wir verlangen allen vie-

les ab, aber wir tun das, weil sich demo-

kratisch gewählte Regierungen in Bund 

und Ländern darauf verständigen.“ Und es 

sei gut, dass dies freie Medien und eine 

kritische Öffentlichkeit begleiten.  

Hilfe muss dort ankommen, wo sie ge-

braucht wird 

„Viele haben große Sorgen um ihr Einkom-

men und ihre berufliche Existenz“, sagte 

Olaf Scholz und versicherte: „Als Bundes-

regierung tun wir alles Nötige und alles 

Mögliche, um die wirtschaftlichen und so-

zialen Folgen der Krisenbewältigung abzu-

mildern.“ 

Er nannte dafür drei wesentliche Aufga-

ben: eine gute Gesundheitsversorgung 

von Corona-Kranken sicherstellen; den 

Lebensunterhalt der Bürgerinnen und Bür-

ger sichern, die von der Krise betroffen 

sind; die Wirtschaft stabilisieren und Ar-

beitsplätze erhalten. „Das machen wir mit 

einer enormen Summe Geld, sehr schnell 

und möglichst zielgenau. Wir können uns 

das leisten, auch weil wir in den letzten 

Jahren sehr solide gewirtschaftet haben.“ 

Wichtig sei es, dass die Hilfen schnell dort 

ankommen, wo sie gebraucht werden, be-

tonte Scholz.  

„Vor uns liegen harte Wochen. Wir können 

sie bewältigen, wenn wir solidarisch sind. 

Wir alle müssen uns umeinander küm-

mern, dann kommen wir da durch.“ 
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Leben retten und Auswirkungen  

begrenzen 

„In einer Zeit, in der Abstand der beste 

Schutz ist, müssen wir zusammenstehen. 

Nur gemeinsam können wir die Herausfor-

derungen meistern“ sagte der SPD-

Fraktionsvorsitzende Rolf Mützenich in 

seiner Rede. Denn die Pandemie sei eine 

existenzielle Herausforderung für jeden 

Einzelnen, für die Gesellschaft und die 

ganze Welt. 

Rolf Mützenich dankte all jenen, die uns 

helfen in der schweren Krise: Den Berufs-

tätigen in den Gesundheits- und Pflegebe-

rufen, im Lebensmittelhandel, im Trans-

portgewerbe. „Sie werden heute als sys-

temrelevant benannt. Aber ihr Lohn ist 

nicht so, wie wir ihn uns wünschen.“ Er for-

derte deshalb, sich auch in Zukunft mehr 

um diese Menschen zu kümmern. Dafür 

müsse der Bundestag streiten.  

Zu den umfangreichen Schutzmaßnah-

men sagte Rolf Mützenich: „Unser vorran-

giges Ziel ist es, Leben zu retten, und 

gleichzeitig die wirtschaftlichen und sozia-

len Folgen in Grenzen zu halten.“ Neben 

der Sicherung der Gesundheitsversorgung 

sei es deshalb notwendig, einen Schutz-

schirm über jeden Einzelnen, aber auch 

über die Gesellschaft auszubreiten. Das 

könne nicht allein der Bundestag machen, 

hier seien auch die Arbeitgeber in der 

Pflicht, gemeinsam mit den Gewerkschaf-

ten Lösungen auszuhandeln. Wenn der 

Staat zum Beispiel beim Kurzarbeitergeld 

100 Prozent der Sozialversicherungsbei-

träge übernehme, könnten die Unterneh-

men mindestens die Hälfte davon an die 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wei-

terreichen.  

Es gebe derzeit zurecht eine Rückbesin-

nung auf den starken, sozialen und demo-

kratischen Staat, sagte Rolf Mützenich. 

Und er sei froh, in einem Land zu leben, in 

dem nicht andere für die Krise verantwort-

lich gemacht würden, sondern in dem alle 

gemeinsam versuchten, der Herausforde-

rung gerecht zu werden. Das mache 

Deutschland aus. „Wir werden nicht alle 

Sorgen nehmen können“, sagte Rolf Müt-

zenich. Aber er könne versprechen: „Wir 

versichern, die Folgen so gut wie möglich 

zu mildern.“  

 

 

AUSSENPOLITIK 

ANTI-IS-MANDAT WIRD 
VERÄNDERT 
 

Auf Initiative der SPD-Fraktion beteiligen 

sich deutsche Tornados künftig nicht 

mehr an der Luftraumüberwachung im 

Irak. Der Einsatz der Bundeswehr im 

Rahmen der Anti-IS-Koalition wird in ver-

änderter Form fortgesetzt. Einem ent-

sprechenden Antrag der Bundesregie-

rung hat der Bundestag zugestimmt.  

 

Im Oktober 2019 hatte der Bundestag auf 

Initiative der SPD-Fraktion beschlossen, 

die Luftraumüberwachung im Irak durch 

deutsche Tornados zum 31. März 2020 

zu beenden. Dieser Beschluss wird jetzt 

umgesetzt, indem Italien die deutschen 

Tornados ersetzt. 

 

Der deutsche Einsatz wird in angepasster 

Form fortgesetzt. Auch wenn im Kampf 

gegen die Terrororganisation IS große 

Fortschritte erzielt worden sind, ist der IS 

nicht besiegt. Um nachhaltige Erfolge 

beim Kampf gegen den IS zu gewährleis-

ten, wird der Einsatz „Stabilisierung si-

chern, Wiedererstarken des IS verhin-

dern, Versöhnung fördern in Irak und Sy-

rien“, der im Oktober 2019 von Bundestag 

beschlossen wurde, auf Antrag der Bun-

desregierung ergänzt:  
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• Um den steten Verfolgungsdruck auf den 

IS sicherzustellen, muss der Kampf ge-

gen den IS aus der Luft fortgesetzt wer-

den. Daher wird die bisherige deutsche 

Unterstützung in Form von Luftbetankung 

auch über den 31. März 2020 hinaus fort-

gesetzt. 

 

• Die beteiligten Kräfte der Bundeswehr 

werden Lufttransporte für die internatio-

nale Anti-IS-Koalition, internationale Or-

ganisationen, Alliierte und Partner durch-

führen. Dies ist besonders wichtig, um 

den Transport von Truppen in die Ein-

satzländer hinein, innerhalb des Landes, 

und in Krisensituation zum Schutz der 

Soldaten aus dem Land heraus zu si-

chern.  

 

• Außerdem beinhaltet der deutsche Bei-

trag ein Luftraumüberwachungsradar im 

Irak, der die internationale Anti-IS-

Koalition und die irakischen Luftfahrtbe-

hörden bei Luftraumkoordinierungsmaß-

nahmen unterstützt. 

 

Der bisher durchgeführte Aufbau von Fä-

higkeiten der regulären irakischen Streit- 

und Sicherheitskräfte hat bereits Erfolge 

gezeitigt und wird daher ebenfalls fortge-

setzt. Das irakische Parlament hatte sich 

zwar im Januar 2020 zunächst dafür aus-

gesprochen, die Präsenz ausländischer 

Truppen im Irak zu beenden. Allerdings 

hatte die irakische Regierung schon sehr 

bald deutlich gemacht, dass sie ein gro-

ßes Interesse daran hat, dass das inter-

nationale Engagement im Kampf gegen 

IS im Irak fortgeführt wird. Auf Grundlage 

der Zustimmung der irakischen Regie-

rung kann die Beteiligung der deutschen 

Bundeswehr an der Ausbildung der iraki-

schen Streitkräfte im Zentralirak künftig 

auch im Rahmen der NATO-Mission im 

Irak erfolgen. Die Befristung des gesam-

ten Einsatzes bis zum 31. Oktober 2020 

bleibt bestehen. 
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